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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2  nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Neufassung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 
94) zuletzt geändert durch Art. 22 G vom 13.05.2019 (BGBl. I 
S. 706) geprüft. 
 
 
Aktenzeichen:           11-bra-07165-19 
Antragsteller:            Gerd Hundeling 
Baugrundstück:         Bramsche, Vördener Weg 2 
Gemarkung:            Epe 
Flur:            6  
Flurstück(e):            10/5  
 
 
Anzeige nach § 15 BImSchG: 
Errichtung einer Maschinenhalle und einer Getreide- und Fut-
termittellagerhalle 
 
Geplant ist die Errichtung einer Maschinenhalle und einer Ge-
treide- und Futtermittellagerhalle in der Stadt Bramsche, Ge-
markung Epe, Flur 6, Flurstück 10/5. Bei dem Standort des 
Vorhabens handelt es sich planungsrechtlich um Außenbe-
reich. 
 
Auf dem Betrieb Hundeling sind folgende Tierzahlen geneh-
migt: 3.980 Mastschweine, 305 Bul-len. Daher war gemäß § 9 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG i.V.m. Nr. 7.7.1 der Anlage 1 des 
UVPG  eine allgemeine UVP-Vorprüfung durchzuführen. Die 
Prüfung hat aus folgenden Gründen ergeben, dass keine er-
heblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, sodass kei-
ne UVP-Pflicht besteht. 

Gemäß der Nr. 3 Anlage 3 des Gesetzes über Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen (UVPG) sind die möglichen Auswirkungen 
eines Vorhabens auf die Schutzgüter zu beurteilen. 
 
Für die Schutzgüter Mensch, insbesondere die menschliche 
Gesundheit, Fläche, Wasser, Klima, Luft, Landschaft sind kei-
ne erheblichen negativen Umweltauswirkungen durch das ge-
plante Vorhaben zu erwarten. Durch die Errichtung der Ma-
schinenhalle sowie Getreide- und Futtermittellagerhalle ent-
stehen auf diese Schutzgüter keine erheblich negativen Um-
weltauswirkungen. 
 
Ebenso sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutz-
güter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden sowie kultu-
relles Erbe und sonstige Sachgüter zu erwarten. 
 
Durch das Vorhaben werden keine empfindlichen oder wert-
vollen Bereiche überplant. Erhebliche negative Umweltaus-
wirkungen sind auch nicht auf das FFH-Gebiet „Gehölze bei 
Epe“ zu erwarten, da dieses entgegen der Hauptwindrichtung 
des Vorhabens liegt. Darüber hinaus wird der Eingriff auf das 
Minimum zur Realisierung des Vorhabens beschränkt. Es er-
folgen keine Stoffeinträge im Vorhabenbereich. Die Verfüg-
barkeit des betroffenen Bodentyps im regionalen Raum wird 
als „hoch“ eingestuft. Auch auf die denkmalgeschützte Hofan-
lage Hundeling sind keine erheblich negativen Umweltauswir-
kungen zu erwarten, da das Vorhaben keine Auswir-kung auf 
die Denkmaleigenschaft des Haupthauses hat. 
 
Es liegen insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen 
vor. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 
Osnabrück, den 29.02.2020 
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Bekanntmachung 
der 2. Änderung des Bebauungsplanes  

Nr. 42 „Hitzhausen“ der Gemeinde Ostercappeln  
 
 

Der Rat der Gemeinde Ostercappeln hat in seiner Sitzung am 
11. Dezember 2019 die 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 
42 „Hitzhausen“ gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Sat-
zung beschlossen.   
Der Geltungsbereich des oben angegebenen Bebauungspla-
nes ist in der Planskizze, die Bestandteil dieser Bekanntma-
chung ist, dargestellt.   

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 42 „Hitzhausen“, bestehend aus der Plan-
zeichnung, der Begründung, dem Umweltplanerischen Fach-
beitrag inklusive Artenschutzbeitrag und der Schalltechni-
schen Beurteilung, gemäß § 10 Absatz 3 BauGB in Kraft.  
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 42 „Hitzhausen“, 
bestehend aus der Planzeichnung, der Begründung, dem Um-
weltplanerischen Fachbeitrag inklusive Artenschutzbeitrag 
und der Schalltechnischen Beurteilung, liegt gemäß § 10 Ab-
satz 3 BauGB ab sofort im Rathaus der Gemeinde Ostercap-
peln, Zimmer 20, Gildebrede 1, 49179 Ostercappeln, während 

der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Jedermann 
kann über den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft verlan-
gen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Absatz 1 BauGB 
eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 
BauGB beachtliche Verletzung über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 
214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht in-
nerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Ostercappeln unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Ab-
satz 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebau-
ungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die 
Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungs-
ansprüche wird hingewiesen. 
 
 
Ostercappeln, 05.02.2020 
 
 

Gemeinde Ostercappeln  
Der Bürgermeister 
Rainer Ellermann 
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1. Nachtragshaushaltssatzung 

der Gemeinde Bad Rothenfelde  
für das Haushaltsjahr 2019 

 
 
Auf Grund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.06.2018 (Nds. GVBl. S. 13), hat der Rat der Gemeinde Bad 
Rothenfelde in seiner Sitzung am 19.12.2019 folgende 1. 
Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1  
 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 
                            die bisherigen          erhöht        vermindert         und damit 
                                       festgesetzten               um                    um    der Gesamt- 
                                   Gesamtbeträge                                                     betrag des 
                                                                                                                 Haushalts-
                                                                                                                 planes ein- 
                                                                                                           schließlich der 
                                                                                                                  Nachträge 
                                                                                                           festgesetzt auf 
                                                          €                   €                       €                       € 

Ergebnishaushalt 
ordentliche Erträge                    13.337.100          734.300                                      14.071.400 
ordentliche Aufwendungen        13.855.500          659.400                                      14.514.900 
außerordentliche Erträge               417.800           -80.000                                           337.800 
außerordentliche Aufwendungen              0                     0                                                      0 
 
Finanzhaushalt 
Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit                  12.623.500          734.300                                      13.357.800 
Auszahlungen aus laufender                       
Verwaltungstätigkeit                  12.482.300          659.400                                      13.141.700 
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Einzahlungen für Investitions- 
tätigkeiten                                         78.000          110.000                                           188.000 
Auszahlungen für Investitions- 
tätigkeiten                                    1.118.800            25.000                                        1.143.800 
Einzahlungen für                                          
Finanzierungstätigkeiten                500.000                     0                                           500.000
Auszahlungen für                                         
Finanzierungstätigkeiten                175.000                     0                                           175.000 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag                                                                            
der Einzahlungen des                                  
Finanzhaushalts                        13.201.500          844.300                                      14.045.800 
der Auszahlungen des 
Finanzhaushalts                        13.776.100          684.400                                      14.460.500 
 
 
Die Ansätze in den Wirtschaftsplänen des Abwasserbesei-
tigungsbetriebes, des Wasserwerkes und des Eigenbetrie-
bes Bäderbetriebe Bad Rothenfelde bleiben unverändert. 
 

 
§ 2 

 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
mamßnahmen werden nicht zusätzlich veranschlagt. 
Die Kreditermächtigungen für die Eigenbetriebe Abwasser-
beseitigungsbetrieb, Wasserwerk und Bäderbetriebe blei-
ben unverändert. 
 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden weiterhin nicht fest-
gesetzt. 
 
Die Verpflichtungsermächtigungen für die Eigenbetriebe 
Abwasserbeseitigungsbetrieb,  Wasserwerk und Bäderbe-
triebe bleiben unverändert. 
 

 
§ 4 

 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite 
beansprucht werden dürfen, wird nicht verändert. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuerhebesätze für die Realsteuern werden nicht geän-
dert. 
 
 
Bad Rothenfelde, 19.12.2019 
 
                                                                                 

Gemeinde Bad Rothenfelde 
Rehkämper 

(Siegel)                         Bürgermeister 
 
 
 

Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung 
 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 
2019 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach §§ 115, 120 Abs. 2 sowie 130 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforderli-
che Genehmigung ist durch den Landkreis Osnabrück – Kom-
munalaufsicht - am 30.01.2020 unter dem Aktenzeichen 11.3-
2019/000047 Tsch erteilt worden. 

Der 1. Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 
NKomVG vom 9. bis 18. März 2020 zur Einsichtnahme in der 
Gemeindeverwaltung Bad Rothenfelde, Frankfurter Straße 3, 
49214 Bad Rothenfelde, Finanzabteilung/Kämmerei (Ostflü-
gel, Kurmittelhaus, EG, Zimmer 66), öffentlich aus. 
 
 
Bad Rothenfelde, 12.02.2020 
 
 

Gemeinde Bad Rothenfelde 
Rehkämper 

Bürgermeister 
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Satzung  

über die Reinigung der öffentlichen Straßen,  
Wege und Plätze in der Gemeinde Ostercappeln 

(Straßenreinigungssatzung) 
 
 
Der Rat der Gemeinde Ostercappeln hat am 11.12.2019 fol-
gende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Das Straßenreinigungsgebiet umfasst alle öffentlichen  

Straßen innerhalb der geschlossenen Ortslage einschließ-
lich der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreis-
straßen in der Gemeinde Ostercappeln (§§ 2, 3 NStrG). 

 
(2) Gem. § 52 Abs. 1 und 2 Nds. Straßengesetz (NStrG) ist die  

Gemeinde Ostercappeln reinigungspflichtig. 
 
(3) Die Straßenreinigung umfasst insbesondere die Beseiti- 

gung von Schmutz, Unkraut, Laub und Unrat u.ä. sowie 
die Beseitigung von Schnee und Eis, ferner bei Glätte das 
Bestreuen der Gehwege, Fußgängerüberwege und der 
gefährlichen Fahrbahnstellen mit nicht unbedeutendem 
Verkehr (nach § 52 NStrG). 

 
(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist derjenige bebaute  

oder unbebaute Teil der Erdoberfläche, der im Grundbuch 
unter einer Nummer im Bestandsverzeichnis eingetragen 
ist. 

 
§ 2 

Übertragung der Durchführung  
der Straßenreinigung 

 
Art, Maß und räumliche Ausdehnung der ordnungsgemäßen 
Straßenreinigung sind für alle Straßenreinigungspflichtigen in 
der Gefahrenabwehrverordnung der Gemeinde Ostercappeln 
geregelt. 
 
 

§ 3 
Übertragung der Durchführung  

der Straßenreinigung 
 
(1) Innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 4 Abs. 1 NStrG)  

wird den Eigentümern der an öffentlichen Straßen angren-
zenden bebauten und unbebauten Grundstücke die Reini-
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gung der öffentlichen Straßen nach § 1 auferlegt, soweit 
sich aus dieser Satzung nichts anderes ergibt.  

 
(2) Zu den Straßen im Sinne des Absatzes 1 gehören die öf- 

fentlichen Straßen, Wege und Plätze einschließlich der 
Fahrbahnen, Gehwege, Gossen, Radwege, Parkspuren, 
Grün-, Trenn-, Seiten- und Sicherheitsstreifen ohne Rück-
sicht darauf, ob und wie die einzelnen Straßenteile befes-
tigt sind.  

 
(3) Die Reinigungspflicht obliegt auch Eigentümern solcher  

Grundstücke, die durch einen Straßengraben, einen Grün-
streifen, eine Stützmauer, eine Böschung, einen Trenn-, 
Seiten-, Park- oder Sicherheitsstreifen oder in ähnlicher 
Weise von der Straße getrennt sind. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn das Grundstück von der Straße durch einen Gelän-
destreifen getrennt ist, der weder dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet noch Bestandteil der Straße ist.  

 
(4) Den Eigentümern werden die Nießbraucher, Erbbaube- 

rechtigten, Wohnungsberechtigten (§ 1093 Bürgerliches 
Gesetzbuch – BGB) und Dauerwohnungs- bzw. Dauernut-
zungsberechtigten (§ 31 ff Wohnungseigentumsgesetz – 
WEG) gleichgestellt. Diese sind anstelle der Eigentümer 
reinigungspflichtig. Mehrere Reinigungspflichtige sind ge-
samtschuldnerisch verantwortlich. 

 
(5) Die Reinigungspflicht wird auf die Grundstückseigentümer  

oder die ihnen gleichgestellten Personen nicht übertragen, 
soweit ihnen die Reinigung wegen der Verkehrsverhältnis-
se nicht zuzumuten ist.  
 

(6) Die Pflicht, bei Schneefall die Fahrbahnen und Parkspuren  
von Schnee zu befreien, wird auf die Grundstückseigentü-
mer nicht übertragen. Ihnen verbleibt jedoch die Pflicht, die 
Gossen, Gehwege und Radwege schnee- und eisfrei zu 
halten. 

 
(7) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch, wenn an einem Grund- 

stück der Gemeinde ein Nutzungsrecht im Sinne des Ab-
satzes 4 bestellt ist. Soweit die Gemeinde reinigungspflich-
tig ist, obliegt ihr die Reinigung als öffentliche Aufgabe.  

 
 

§ 4 
Nicht durch Anlieger zu reinigende Straßenteile 

 
Die von den Eigentümern oder den ihnen gleichgestellten Per-
sonen nicht zu reinigenden Straßenteile sind in einem Anhang 
zu dieser Satzung aufgeführt. 
 
 

§ 5 
Eigentumsübertragung 

 
Soweit die Gemeinde die Straßenreinigung durchführt, geht 
der Kehricht mit Einfüllung in die Behälter in ihr Eigentum 
über. Wertgegenstände im Kehricht werden wie Fundsachen 
behandelt. 
 

§ 6 
Übertragung der Reinigungspflichten auf Dritte 

 
(1) Der Eigentümer des anliegenden Grundstücks kann die  

Erfüllung der ihm übertragenen Reinigungspflicht durch 
Vertrag auf Dritte übertragen. Mit Zustimmung der Ge-
meinde Ostercappeln kann für den nach § 3 zur Straßen-
reinigung Verpflichteten ein anderer die Ausführung der 
Reinigung durch schriftliche Erklärung gegenüber der Ge-

meinde Ostercappeln übernehmen.) Die Zustimmung ist 
jederzeit widerruflich. 

 
(2) Hat ein Dritter die Ausführung der Reinigungspflicht mit  

Zustimmung der Gemeinde Ostercappeln übernommen, 
so ist nur dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich ver-
pflichtet. 

 
§ 7 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 14. März 2020 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Reinigung der öffent- 

lichen Straßen, Wege und Plätze in der Gemeinde Oster-
cappeln vom 09. Februar 1988 außer Kraft.  

 
Ostercappeln, den 11. Dezember 2019 
 
 

Gemeinde Ostercappeln 
i. V. Michael Borgmeier 

 
 

Anhang zur Satzung  
über die Reinigung der öffentlichen Straßen,  

Wege und Plätze in der Gemeinde Ostercappeln 
vom 11.12.2019 

 
 
zu § 2 
Von der Reinigung der Fahrbahn sind die Anlieger der folgen-
den Straße befreit: 
OD der B 218 in Vorwalde, 
OD der Hunteburger Straße (L 79) in Vorwalde, an der zur 
Fahrbahn zugewandten Seite der freistehenden Mauer 
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Bekanntmachung  

des Bebauungsplanes Nr. 2/II 2. Änderung  
Teil A „In der Wasserfurche“ 

der Gemeinde Bad Laer mit örtlichen Bauvorschriften 
 
 
Vom Rat der Gemeinde Bad Laer ist der Bebauungsplan Nr. 
2/II 2. Änderung Teil A „In der Wasserfurche“ nebst Begrün-
dung als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a 
BauGB samt örtlicher Bauvorschriften gem. § 10 BauGB am 
27.06.2019 als Satzung beschlossen worden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 2/II 2. Änderung Teil A „In der Wasser-
furche“ mit örtlichen Bauvorschriften liegt zusammen mit der 
Begründung und weiteren Bestandteilen gem. § 10 Abs. 3 
BauGB ab sofort im Rathaus der Gemeinde Bad Laer, Bau-
amt, Glandorfer Str. 5, 49196 Bad Laer, während der Dienst-
stunden montags – freitags 8.30 – 12.00 Uhr, montags von 
15.00 – 17.00 Uhr und donnerstags von 15.00 – 18.00 Uhr zu 
jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt des Bebauungspla-
nes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 2/II 2. 
Änderung Teil A „In der Wasserfurche“ mit örtlichen Bauvor-
schriften gemäß § 10 BauGB in Kraft.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1  bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
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schriften eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Be-
bauungsplanes Nr. 2/II 2. Änderung Teil A „In der Wasserfur-
che“ mit örtlichen Bauvorschriften schriftlich der Gemeinde 
Bad Laer gegenüber unter Darlegung des die Verletzung be-
gründeten Sachverhalts geltend gemacht wurden. Dies gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB be-
achtlich sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 
BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungs-
plan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen 
 
Bad Laer, den 13.02.2020 
 

Gemeinde Bad Laer 
Avermann 

Bürgermeister  

 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 4, 29. Februar 2020  
 
74 

Haushaltssatzung  
der Gemeinde Bissendorf 

für das Haushaltsjahr 2020 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der zzt. gültigen Fassung, hat 

der Rat der Gemeinde Bissendorf in der Sitzung am 
29.10.2019 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                          27.330.100 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf              27.878.050 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                 0 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                     0 € 
 
2.   im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen auf                                     32.619.500 € 
2.2 der Auszahlungen auf                                    33.551.050 € 
 
festgesetzt; 
 
     von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen 
 
2.1.1   auf Einzahlungen aus  
           laufender Verwaltungstätigkeit                   25.189.300€ 
2.2.1   auf Auszahlungen aus  
           laufender Verwaltungstätigkeit                  24.843.850 € 
 
2.1.2   auf Einzahlungen für Investitionen                465.000 € 
2.2.2   auf Auszahlungen für Investitionen            7.430.200 € 
 
2.1.3   auf Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 6.965.200 € 
2.2.3   auf Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 1.277.000 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigungen) wird im Haushaltsjahr 2020 auf 6.965.200 € 
festgesetzt. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden für das Haushaltsjahr 
2020 in Höhe von 2.876.000 € festgesetzt. 
 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 3.400.000 € 
festgesetzt. 
 

 
§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
     1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe             
           (Grundsteuer A)                                               370 v. H. 
     1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)              380 v. H. 
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2.   Gewerbesteuer                                                      380 v. H. 
 

 
§ 6 

 
Über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG gelten als un-
erheblich, wenn sie 20.000 € pro Budget nicht übersteigen.  
 
Bei Investitionen gelten über- bzw. außerplanmäßige Auszah-
lungen im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG als uner-
heblich, wenn sie 20.000 € pro Investition nicht übersteigen.  
 
Als erheblich im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG gilt ein 
Fehlbetrag des Ergebnishaushalts, der 5 % des Gesamthaus-
haltsvolumens des Ergebnishaushalts im laufenden Haus-
haltsjahr übersteigt. 
 
Als erheblich sind Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlun-
gen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG anzusehen, 
wenn sie im Einzelfall 5 % des Volumens der Gesamtaufwen-
dungen bzw. Gesamtauszahlungen übersteigen. 

 
 

§ 7 
 

Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO wird 
auf 100.000 Euro festgelegt. 
 
 
Bissendorf, den 29.10.2019 
 
 

Gemeinde Bissendorf 
Halfter 

Der Bürgermeister 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2020 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die gem. §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und 122 Abs 2 sowie § 
130 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) erforderliche Genehmigung ist durch den Land-
kreis Osnabrück –Kommunalaufsicht – am 16.12.2019 Akten-
zeichen 11.3-2019/005813 Tsch erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 02.03. 
2020 bis zum 11.03.2020 zur Einsichtnahme in der Gemein-
deverwaltung Bissendorf, 49143 Bissendorf, Kirchplatz 1 
(Fachdienst 2 Finanzen, Zimmer 111), öffentlich aus. 
 
Bissendorf, den 14.02.2020 
 
 

Gemeinde Bissendorf 
Der Bürgermeister 

Halfter 
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Haushaltssatzung  
der Stadt Bramsche  

für das Haushaltsjahr 2020 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Stadt Bramsche in 
der Sitzung am 05.12.2020 folgende Haushaltssatzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                             
       
1.1 der ordentlichen Erträge auf                    52.775.300  Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf        54.192.600  Euro 
       
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                          0  Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf              0  Euro 
       
2.   im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
      
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                50.312.700  Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                 48.973.600  Euro 
       
2.3 der Einzahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                    5.089.500  Euro 
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                    9.569.200  Euro 
       
2.5 der Einzahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit                                4.479.700  Euro 
2.6 der Auszahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit                                2.379.900  Euro 
      
festgesetzt.  
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag     
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes    59.881.900  Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes   60.922.700  Euro 
 
Der Wirtschaftsplan des Abwasserbeseitigungsbetriebs für 
das Haushaltsjahr 2020 wird mit  
 
Erträgen im Erfolgsplan                                    4.019.676 Euro 
Aufwendungen im Erfolgsplan                         3.897.384 Euro 
Betriebsergebnis                                                 122.292 Euro 
 
Einnahmen (Mittelherkunft) im Finanzplan       2.059.007 Euro 
Ausgaben (Mittelbedarf) im Finanzplan           2.059.007 Euro 
 
festgesetzt. 

 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 4.479.700  Euro festgesetzt. 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen im 
Finanzplan des Abwasserbeseitigungsbetriebes wird auf 
722.302,75 Euro festgesetzt.  
 

 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird 
auf 11.639.000  Euro festgesetzt. 
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§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 7.000.000  
Euro festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushalts-
jahr 2020 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben des Ab-
wasserbeseitigungsbetriebes in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 500.000 Euro festgesetzt.  

 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2020 wie folgt festgesetzt: 
 
 
1.  Grundsteuer                        
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
     (Grundsteuer A)                                                    340 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)                  350 v. H. 
      
2.  Gewerbesteuer                                                     370 v. H. 
 
 
Bramsche, den 14.02.2020 
 
 

Pahlmann 
Bürgermeister  

 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2020 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Landkreis Osnabrück – Kommunalaufsicht – hat die ge-
nehmigungspflichtigen Teile der Haushaltssatzung (§§ 2 und 
3) mit Verfügung vom 14.02.2020 unter dem Aktenzeichen:  
11.3 Re genehmigt.  
 
Der Haushaltsplan einschließlich Beteiligungsbericht für das 
Haushaltsjahr 2020 liegen vom 02.03.2020  bis zum 
12.03.2020, zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Bram-
sche, Hasestr. 11, Zimmer O. 05, öffentlich aus. 
 
 
Bramsche, den 29. Februar 2020 
 
 

Stadt Bramsche 
Der Bürgermeister 

Pahlmann 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2018 

der Hafen Wittlager Land GmbH 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Price-
waterhouseCoopers AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Osnabrück, hat mit Datum vom 17. Mai 2019 folgenden unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
An die Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte, 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Hafen Wittlager Land 
GmbH, Bohmte – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezem-
ber 2018, der Gewinn- und Verlustrechnung, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – unter Einbeziehung 
der Buchführung geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht der Hafen Wittlager Land GmbH für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss unter Einbezie- 

hung der Buchführung in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften (zusammen die 
Rechtsvorschriften) und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. De-
zember 2018 sowie seiner Ertragslage für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 und 

•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den Rechtsvorschrif-
ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 157 
NKomVG i.V.m. § 29 EigBetrVO (Nds) unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den Rechtsvorschriften in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
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chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den Rechtsvorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Rechtsvor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön-
nen. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den Rechtsvorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unse-
re Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 157 NKomVG i.V.m. § 29 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher –  

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-

ken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des  

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen angemes-
sen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli- 

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit  

des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unse-
re Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den  

Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah- 

resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 
 

•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli- 
chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-
ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbeson-
dere die den zukunftsorientierten Angaben von den ge-
setzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-
vermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 

100



von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Führung der 
Gesellschaft nach § 29 EigBetrVO (Nds) 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung so-
wie die wirtschaftliche Führung der Gesellschaft, einschließ-
lich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 
HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. De-
zember 2018 geprüft. Nach unserer Beurteilung erfolgt die 
Geschäftsführung der Gesellschaft in allen wesentlichen Be-
langen ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabili-tät der 
Gesellschaft gibt keinen Anlass zu wesentlichen Beanstan-
dungen. Die Gesellschaft wird in allen wesentlichen Belangen 
wirtschaftlich geführt. 
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 29 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung oder 
die wirtschaftliche Führung der Gesellschaft, einschließlich 
der wirtschaftlichen Verhältnisse, Anlass zu wesentlichen Be-
anstandungen geben sowie einen Vermerk zu erteilen, der un-
ser Prüfungsurteil nach § 29 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Füh-
rung der Gesellschaft beinhaltet. Ob die Gesellschaft wirt-
schaftlich geführt wird, wurde anhand der Einhaltung des Wirt-
schaftsplanes beurteilt. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-
schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entschei-
dungen der gesetzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu 
beurteilen. 
 
Übrige Angaben gemäß § 32 Abs. 2 EigBetrVO (Nds) 
 
Gemäß § 32 Abs. 2 EigBetrVO (Nds) bestätigen wir: Der Jah-
resabschluss, der Lagebericht und die Buchführung entspre-
chen nach pflichtgemäßer Prüfung den Rechtsvorschriften. 
Die Geschäftsführung erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwick-
lung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquidität 
und der Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Die Gesellschaft 
wird wirtschaftlich geführt.“ 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 32 Abs. 3 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 

Osnabrück, 10.10.2019 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Sonja Göhler 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der Hafen Wittlager Land 
GmbH hat in ihrer Sitzung am 02. Juli 2019 die Bilanz des 
Wirtschaftsjahres 2018 mit einer Bilanzsumme von 
13.699.157,01 € und einem Jahresfehlbetrag von 407.234,99 
€ festgestellt. Das Jahresergebnis ist ausgeglichen aufgrund 
der Entnahmen aus der Kapitalrücklage. 
 
Den Geschäftsführern Siegfried Averhage und Klaus Goede-
johann wurde für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt.  
 
Gemäß §§ 158, 157 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 34 Eigenbetriebsverordnung 
(EigBetrVO) vom 27. Januar 2011 werden der Feststellungs-
vermerk und der Beschluss der Gesellschafterversammlung 
über den Jahresabschluss 2018 hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Hafen 
Wittlager Land GmbH für das Geschäftsjahr 2018 liegen vom 
Tage nach der Veröffentlichung für sieben Werktage bei der 
BEVOS GmbH, Am Schölerberg 1 (Kreishaus), Zimmer 4708, 
49082 Osnabrück, während der Geschäftszeiten öffentlich 
aus. 
 
Bohmte, 17.02.2020 
 

Hafen Wittlager Land GmbH 
Siegfried Averhage  
Klaus Goedejohann 

Geschäftsführer 

 
 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 4, 29. Februar 2020  
 
77 

Ausführung  
des Flurbereinigungsplanes 

des Flurbereinigungsverfahrens Essen-Umgehung  
 
 

Für das Flurbereinigungsverfahren Essen-Umgehung wird 
gemäß § 61 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) vom 
16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) die Ausführung des 
Flurbereinigungsplanes mit Wirkung ab 02.03.2020 angeord-
net. Ab diesem Tag tritt der im Flurbereinigungsplan in der 
durch den Nachtrag 1 (N1) geänderten Fassung vorgesehene 
neue Rechtszustand an die Stelle des bisherigen (§ 61 Satz 2 
FlurbG). 
 
Somit sind ab diesem Tag die Teilnehmer nicht mehr Eigentü-
mer der alten Flurstücke, sondern Eigentümer der Flurstücke, 
die ihnen durch den Flurbereinigungsplan bzw. dessen N1 zu-
geteilt wurden. 
 
Außerdem werden gleichzeitig die durch den Flurbereini-
gungsplan bzw. seinem N1 unanfechtbar festgesetzten und 
bisher nicht gezahlten bzw. erstatteten Geldausgleiche fällig 
und demnächst angefordert bzw. ausgezahlt. 
 
Der tatsächliche Übergang von den alten auf die neuen 
Grundstücke ist bereits entsprechend den Überleitungsbe-
stimmungen zur vorläufigen Besitzeinweisung vom 
26.09.2013 erfolgt. 
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Anträge auf Nießbrauchsregelung, auf Ausgleich des Wertun-
terschiedes bei Pachtverhältnissen oder auf Auflösung des 
Pachtverhältnisses sind innerhalb von drei Monaten nach Be-
kanntgabe dieser Ausführungsanordnung beim Amt für regio-
nale Landesentwicklung Weser-Ems zu stellen. 
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 19.03.1991 (BGBl. I, S. 686), zuletzt geändert durch Art. 
5 und 56 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I, S. 
2633/2652) wird die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses 
mit der Folge angeordnet, dass Widerspruch und Anfech-
tungsklage keine aufschiebende Wirkung haben. 
 
 
Begründung: 
Die Voraussetzungen für den Erlass der Ausführungsanord-
nung nach § 61 FlurbG sind erfüllt. 
 
Der Flurbereinigungsplan wurde den Beteiligten nach seiner 
Genehmigung am 08.12.2016 bekanntgegeben. Die mit den 
Beteiligten vereinbarten und sonstigen Regelungen des N1 
wurden den betroffenen Beteiligten am 11.12.2018 bekannt-
gegeben. Der Flurbereinigungsplan ist mit dem Stand des N1 
unanfechtbar. 
 
 
Begründung für die Anordnung der sofortigen  
Vollziehung: 
Den Beteiligten entstehen aus einer Verzögerung der Ausfüh-
rung des Flurbereinigungsplanes erhebliche Nachteile, da die 
Teilnehmer erst nach Eintritt des neuen Rechtszustandes im 
Grundbuch und Kataster als Eigentümer ihrer neuen Grund-
stücke eingetragen und damit tatsächlich über die neuen 
Grundstücke verfügen können. Dies ist unter anderem für Ver-
kauf, Belastung, Erbschaft erforderlich. 
 
Die Beteiligten haben also ein berechtigtes Interesse, dass 
die Teilnehmer baldmöglichst Eigentümer der ihnen zugeteil-
ten Flurstücke werden. 
 
Mit der Ausführungsanordnung wird außerdem der vorläufige 
Charakter der bisherigen Besitzverhältnisse beendet und die 
Übereinstimmung zwischen Besitzstand und Eigentum herge-
stellt. Die sofortige Vollziehung schafft somit klare Rechtsver-
hältnisse zu einem frühest möglichen Zeitpunkt.  
Die sofortige Vollziehung liegt daher im überwiegenden Inte-
resse der Beteiligten und im erheblichen öffentlichen Interes-
se. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Ausführungsanordnung kann innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach der Bekanntgabe schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Amt für regionale Landesentwicklung 
Weser-Ems (ArL), Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Olden-
burg, sowie im Dienstgebäude Markt 15/16, 26122 Olden-
burg, Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese 
öffentliche Bekanntmachung auch im Internet unter 
www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Be-
kanntmachungen“ eingestellt. 
 
 
Oldenburg, den 31.01.2020 
 

Amt für regionale Landesentwicklung  
Weser - Ems 

Az.: 4.1.2-611-2129/0.9 
(Siegel)                            i. A. Fabian                                        
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Vorzeitige Ausführung  
des Flurbereinigungsplanes 

des Flurbereinigungsverfahrens Bunnen-Farwick-Hagel 
 
 
Für das Flurbereinigungsverfahren Bunnen-Farwick-Hagel 
wird gemäß § 63 Abs.1 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) vom 16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) die vor-
zeitige Ausführung des Flurbereinigungsplanes mit Wirkung 
ab 02.03.2020 angeordnet. Ab diesem Tag tritt der im Flurbe-
reinigungsplan in der durch den Nachtrag 1 (N1) geänderten 
Fassung vorgesehene neue Rechtszustand an die Stelle des 
bisherigen (§ 61 Satz 2 FlurbG). 
 
Somit sind ab diesem Tag die Teilnehmer nicht mehr Eigentü-
mer der alten Flurstücke, sondern Eigentümer der Flurstücke, 
die ihnen durch den Flurbereinigungsplan bzw. dessen N1 zu-
geteilt wurden. 
 
Außerdem werden gleichzeitig die durch den Flurbereini-
gungsplan bzw. seinem N1 unanfechtbar festgesetzten und 
bisher nicht gezahlten bzw. erstatteten Geldausgleiche fällig 
und demnächst angefordert bzw. ausgezahlt. 
 
Der tatsächliche Übergang von den alten auf die neuen 
Grundstücke ist bereits entsprechend den Überleitungsbe-
stimmungen zur vorläufigen Besitzeinweisung vom 
05.10.2011 erfolgt. 
 
Anträge auf Nießbrauchsregelung, auf Ausgleich des Wertun-
terschiedes bei Pachtverhältnissen oder auf Auflösung des 
Pachtverhältnisses sind innerhalb von drei Monaten nach Be-
kanntgabe dieser Ausführungsanordnung beim Amt für regio-
nale Landesentwicklung Weser-Ems zu stellen. 
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 19.03.1991 (BGBl. I, S. 686), zuletzt geändert durch Art. 
5 und 56 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I, S. 
2633/2652) wird die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses 
mit der Folge angeordnet, dass Widerspruch und Anfech-
tungsklage keine aufschiebende Wirkung haben. 
 
Begründung: 
Die Voraussetzungen für den Erlass der Ausführungsanord-
nung nach § 63 Abs.1 FlurbG sind erfüllt. 
Der Flurbereinigungsplan wurde den Beteiligten nach seiner 
Genehmigung am 18.12.2013 bekanntgegeben. Die mit den 
Beteiligten vereinbarten und sonstigen Regelungen des N1 
wurden den betroffenen Beteiligten mitgeteilt. Der Flurbereini-
gungsplan ist mit dem Stand des N1 für 276 von 277 Teilneh-
mern unanfechtbar. Für einen von 277 Teilnehmern wurde der 
verbliebene Widerspruch gegen den N1 gemäß § 63 Abs. 1 
der für den Widerspruch zuständigen Stelle vorgelegt. Am 
27.05.2019 ist gegen den Widerspruchsbescheid Klage erho-
ben worden. 
  
Begründung für die Anordnung der sofortigen  
Vollziehung: 
Den Beteiligten entstehen aus einer Verzögerung der Ausfüh-
rung des Flurbereinigungsplanes erhebliche Nachteile, da die 
Teilnehmer erst nach Eintritt des neuen Rechtszustandes im 
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Grundbuch und Kataster als Eigentümer ihrer neuen Grund-
stücke eingetragen und damit tatsächlich über die neuen 
Grundstücke verfügen können. Dies ist unter anderem für Ver-
kauf, Belastung, Erbschaft erforderlich. 
 
Die Beteiligten haben also ein berechtigtes Interesse, dass 
die Teilnehmer baldmöglichst Eigentümer der ihnen zugeteil-
ten Flurstücke werden. 
 
Mit der Ausführungsanordnung wird außerdem der vorläufige 
Charakter der bisherigen Besitzverhältnisse beendet und die 
Übereinstimmung zwischen Besitzstand und Eigentum herge-
stellt. Die sofortige Vollziehung schafft somit klare Rechtsver-
hältnisse zu einem frühest möglichen Zeitpunkt.  
 
Der der Klage zugrundeliegende Widerspruch gegen den N1 
ist unzulässig, da die Widerspruchsgründe bereits vom OVG 
Lüneburg in der Klage gegen den Flurbereinigungsplan zu-
rückgewiesen wurden. Im Übrigen enthält der N1 bezüglich 
des Klägers neben reinen deklaratorischen Regelungen nur 
Änderungen, die in der vorgenannten Verhandlung vor dem 
OVG vereinbart wurden, mithin auch deklaratorischer Art sind. 
Die sofortige Vollziehung liegt daher im überwiegenden Inte-
resse der Beteiligten und im erheblichen öffentlichen Interes-
se. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Ausführungsanordnung kann innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach der Bekanntgabe schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Amt für regionale Landesentwicklung 
Weser-Ems (ArL), Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Olden-
burg, sowie im Dienstgebäude Markt 15/16, 26122 Olden-
burg, Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese 
öffentliche Bekanntmachung auch im Internet unter 
www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Be-
kanntmachungen“ eingestellt. 
 
Oldenburg, den 31.01.2020 
 
 

Amt für regionale Landesentwicklung  
Weser - Ems 

Az.: 4.1.2-611-2310/0.9 
(Siegel) i.A. Fabian
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2018 der  

Abwasserentsorgung Glandorf GmbH 
 
 
1.    Der Abschlussprüfer der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

KMP Dr. Klein, Dr. Mönstermann und Partner GmbH hat 
am 21.10.2019 nachstehenden Bestätigungsvermerk er-
teilt: 

 „An die Abwasserentsorgung Glandorf GmbH, Glandorf 
 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Abwasserentsorgung 
Glandorf GmbH, Glandorf, - bestehend 
 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Ab-
wasserentsorgung Glandorf GmbH, Glandorf, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 ge-
prüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•      entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den §§ 20 ff. der EigBetrVO Nds. 
i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 und 

 
•      vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu- 

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht dem § 24 der EigBe-
trVO Nds. i.V.m. § 289 HGB und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.“ 
 
Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes: 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.  
 
Osnabrück, 12.11.2019 
 
 

Rechnungsprüfungsamt  
des Landkreises Osnabrück 

Sonja Göhler 
 
 
2.   Die Gesellschafterversammlung der Abwasserentsor- 

gung Glandorf GmbH hat in der Sitzung am 13.11.2019 
einstimmig nachstehenden Beschluss gefasst:  

 
•     Der Jahresabschluss 2018 wird in der vorliegenden Form  

festgestellt. 
•     Dem Geschäftsführer Frank Scheckelhoff wird für das ge 

prüfte Wirtschaftsjahr 2018 die uneingeschränkte Entlas-
tung erteilt. 

 
•     Das Jahresergebnis 2018 ist mit 0,00 Euro ausgeglichen.  

Unter Berücksichtigung eines Verlustvortrags aus dem 
Vorjahr ergibt sich ein Bilanzverlust von 9.921,74 Euro. 
Dieser wird auf neue Rech-nung vorgetragen. 

 
3.   Gem. § 36 der Verordnung über die Eigenbetriebe und an- 

dere prüfungspflichtigen Einrichtungen (Eigenbetriebsver-
ordnung – EigBetrVO) vom 12.07.2018 werden der Fest-
stellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2018 hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.  

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Jahr 2018 
der Abwasserentsorgung Glandorf GmbH liegen in der Zeit 
vom 03.03.2020 bis zum 13.03.2020 zur Einsichtnahme im 
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Rathaus – Fachdienst Zentrale Angelegenheiten – Raum 25, 
öffentlich aus. 
 
Glandorf, 17.02.2020               
 

Abwasserentsorgung Glandorf GmbH 
Der Geschäftsführer 

Scheckelhoff 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2018  
der Gemeindewerke Glandorf 

 
 
1.   Die Abschlussprüfer der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

Dr. Klein, Dr. Mönstermann und Part-ner GmbH haben am 
04.11.2019 nachstehenden Bestätigungsvermerk erteilt: 

 
„An den Gesamtbetrieb Gemeindewerke Glandorf, Glandorf 

 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Gesamtbetrieb Gemein-
dewerke Glandorf, Glandorf, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 
sowie dem Anhang,einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der Gesamtbetrieb Gemeindewer-
ke Glandorf, Glandorf, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den §§ 20 ff. der EigBetrVO Nds. 
i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie sei-
ner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2018 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht dem § 24 der EigBe-
trVO Nds. i.V.m. § 289 HGB und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.“ 
 
Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes: 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.  
 
 
Osnabrück, 20.11.2019 

Rechnungsprüfungsamt  
des Landkreises Osnabrück 

Sonja Göhler 
 
2.   Der Rat der Gemeinde Glandorf hat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 03.12.2019 einstimmig nachstehenden Beschluss 
gefasst: 
 
     1.   Der von der Wirtschaftspüfungsgesellschaft Dr. Klein  

Dr. Mönstermann + Partner GmbH geprüfte und mit 
Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes 
des Landkreises Osnabrück versehene Jahresab-
schluss 2018 und der Lagebericht der Gemeindewerke 
Glandorf werden festgestellt. 

 
     2.   Der Werkleiterin der Gemeindewerke Glandorf, Frau  

Bürgermeisterin Dr. Heuvelmann, wird für das Wirt-
schaftsjahr 2018 die uneingeschränkte Entlastung er-
teilt. 

 
     3.   Der Jahresüberschuss 2018 in Höhe von 80.188,00  

EUR im Betriebszweig „Wasserwerk“ soll in voller Hö-
he in eine Investitionsrücklage eingestellt werden. 

 
     4.   Der Jahresfehlbetrag 2018 in Höhe von -4.069,80 EUR  

im Betriebszweig „Schmutzwasser Glandorf“ soll in 
voller Höhe auf neue Rechnung vorgetragen und 
durch eine Rücklagenzuführung der Gemeinde abge-
deckt werden.  

 
     5.   Der Jahresüberschuss 2018 in Höhe von 61.778,26  

EUR im Betriebszweig „Niederschlagswasser“ soll auf 
neue Rechnung vorgetragen und mit dem Gewinnvor-
trag verrechnet werden. 

 
     6.   Der Jahresfehlbetrag 2018 in Höhe von -345.616,02  

EUR im Betriebszweig „Hallenbad“ soll in voller Höhe 
auf neue Rechnung vorgetragen und durch eine Rück-
lagenzuführung der Gemeinde abgedeckt werden.  

 
3.   Gem. § 36 der Verordnung über die Eigenbetriebe und an- 

dere prüfungspflichtigen Einrichtungen (Eigenbetriebsver-
ordnung – EigBetrVO -) vom 12.07.2018 werden der Fest-
stellungsvermerk und der Beschluss des Rates über den 
Jahresabschluss 2018 hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 
Der Jahresabschluss einschl. des Lageberichtes des Eigen-
betriebes Gemeindewerke für das Jahr 2018 liegt in der Zeit 
vom 03.03.2020 bis zum 13.03.2020 zur Einsichtnahme im 
Rathaus – Fachdienst Zentrale Angelegenheiten – Raum 25, 
öffentlich aus. 
 
 
Glandorf, 17.02.2020 
 
 

Gemeinde Glandorf 
Die Bürgermeisterin 
(Dr. Heuvelmann) 
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Satzung 
über eine Veränderungssperre 

in der Stadt Bersenbrück 
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Der Rat der Stadt Bersenbrück hat aufgrund des § 10 des 
Nds. Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 17. 
Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) 
und der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2802) in seiner Sitzung am 18.02.2020 fol-
gende Veränderungssperre als Satzung beschlossen:  
 

 
§ 1 

 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 120 „Am 
Brink/Lohweg“ im Bereich der Straßen „Am Brink“, „Bokeler 
Straße“ und „Lohweg“ wird eine Veränderungssperre ange-
ordnet. Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden Kar-
tenausschnitt ersichtlich: 
 

 
§ 2 

 
Im unter § 1 bezeichneten Geltungsbereich dürfen 
 
1.   Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt  

oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden und 
 
2.   erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen  

von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verän-
derungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
 

§ 3 
 
Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenste-

hen, kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zuge-
lassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die 
Baugenehmigungsbehörde (Landkreis Osnabrück) im Einver-
nehmen mit der Stadt Bersenbrück. 
 

 
§ 4 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
 
Bersenbrück, den 19.02.2020 
 
 

Stadt Bersenbrück 
Christian Klütsch 

Bürgermeister 
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